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Schriftliche Frage im November 2012

Arbeitsnummer 11/224

Sehr geehrte Frau Kollegin, ~ titUt. ~-{;,
Ihre o. a. Frage beantworte ich wie folgt:

Frage Nr. 11/224:
Wann stellt die Bundesregierung ihr für 2012 gemeinsam mit den Ländern und der Ärzte-
schaft angekündigtes Gesamtkonzept zur Gewährleistung eines barrierefreien Zugangs und
einer barrierefreien Ausstattung von Praxen und Kliniken vor - Grundlage ist der vom Bun-
deskabinett am 15. Juni 2011 beschlossene Nationale Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenkonvention - und welche finanziellen Vorkehrungen hat die Bundesregierung zur
Umsetzung dieses Gesamtkonzeptes Im Haushaltsplan 2013 (Benennung der einzelnen Ti-
tel) getroffen?

Antwort:

Das Bundeskabinett hat den Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behinderten-

rechtskonvention am 15. Juni 2011 beschlossen. Dort verpflichtet sich die Bundesregierung,

gemeinsam mit der Ärzteschaft und den Bundesländern ein Gesamtkonzept zu entwickeln,

dass dazu beiträgt, einen barrierefreien Zugang von Praxen oder Kliniken zu gewährleisten.

Ziel ist es, in den nächsten zehn Jahren eine ausreichende Zahl von Arztpraxenbarrierefrei

zugänglich zu machen.
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Seite2von2 Das Bundesministerium für Gesundheit führt - zunächst auf der Fachebene - Gespräche,

insbesondere mit der Ärzteschaft. Ziel der Gespräche ist es, im Konsens aller Beteiligten zu

eruieren, welche Maßnahmen geeignet sind, das beschriebene Ziel zu erreichen.

Diesem gemeinsamen Prozess sollte nicht vorgegriffen werden. Sobald Ergebnisse vorlie-

gen, wird die Bundesregierung zunächst die für die Belange der behinderten Menschen zu-

ständigen Interessengruppen beteiligen und falls erforderlich haushaltsrechtliche Maßnah-

men ergreifen.

Mit freundlichen Grüßen


